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515. Verordnung: Änderung der Verwaltungsformularverordnung 1985

516. Verordnung: Änderung der Gerichtstagsverordnung

517. Kundmachung: Feststellung des Verfassungsgerichtshofes, daß die Z 4 der Verordnung des
geschäftsführenden Ausschusses des Milchwirtschaftsfonds betreffend den Über-
gang der Einzelrichtmenge auf einen anderen Betrieb im Falle der Verpachtung
oder Eigentumsübertragung von Futterflächen, mit Ausnahme der Worte „und
Eigentumsübertragungen" im ersten und zweiten Absatz der Z 4, gesetzwidrig war

514. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 9. August 1988
über einen Tarif für die Erteilung der staatli-

chen Prüfnummer

Auf Grund des §31 Abs. 13 des Weingesetzes
1985, BGBl. Nr. 444, in der Fassung der Weinge-
setznovelle 1986, BGBl. Nr. 372, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen ver-
ordnet:

§ 1. Das Entgelt für die gemäß § 31 Abs. 1 des
Weingesetzes vorzunehmenden Untersuchungen
wird laut Anlage festgesetzt. Ein Punkt der in der
Anlage angeführten Untersuchungen entspricht
einem Betrag von 10,50 S.

§ 2. Die Untersuchung zur Vergabe der staatli-
chen Prüfnummer erfolgt bei Weinmengen bis ins-
gesamt 10000 Liter je Betrieb und Jahr kostenlos.
Die Menge von 10000 Litern darf höchstens auf
vier Untersuchungen aufgeteilt werden, wobei eine
kostenlose Untersuchung nur dann erfolgt, wenn
eine Bewilligung zur Verwendung der staatlichen
Prüfnummer erteilt wird.

§ 3. Die Kosten der Probeneinsendung (wie
Porto und Fracht) sowie der Probenzustellung
gehen zu Lasten des Antragstellers (Verfügungsbe-
rechtigten).

§ 4. Für die Verleihung der staatlichen Prüfnum-
mer ist ausschließlich der Tarif gemäß Anlage her-
anzuziehen.

Riegler

Anlage

515. Verordnung der Bundesregierung vom
23. August 1988, mit der die Verwaltungsfor-

mularverordnung 1985 geändert wird

Auf Grund des Verwaltungsstrafgesetzes, BGBl.
Nr. 172/1950, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 516/1987, wird verordnet:

Die Verwaltungsformularverordnung 1985,
BGBl. Nr. 300, in der Fassung der Verordnung
BGBl. Nr. 316/1988 wird geändert wie folgt:

In der Anlage ist das Formular 33.2 durch das
angeschlossene, einen Bestandteil dieser Verord-
nung bildende Formular 33.2 zu ersetzen.
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5 1 6 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 23. August 1988, mit der die

Gerichtstagsverordnung geändert wird

Auf Grund des § 35 Abs. 1 bis 3 des Arbeits- und
Sozialgerichtsgesetzes, BGBl. Nr. 104/1985, wird
verordnet:

Artikel I

Die Gerichtstagsverordnung, BGBl. Nr. 174/
1986, wird dahin geändert, daß im § 1 die Zeile
betreffend den Gerichtstag am Sitz des Bezirksge-
richtes Rohrbach entfällt.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 1988 in
Kraft.

Foregger

5 1 7 . Kundmachung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 29. August
1988 über die Feststellung des Verfassungsge-
richtshofes, daß die Z 4 der Verordnung des
geschäftsführenden Ausschusses des Milchwirt-

schaftsfonds vom 22. März 1983 betreffend
den Übergang der Einzelrichtmenge auf einen
anderen Betrieb im Falle der Verpachtung
oder Eigentumsübertragung von Futterflä-
chen, mit Ausnahme der Worte „und Eigen-
tumsübertragungen" im ersten und zweiten

Absatz der Z 4, gesetzwidrig war

Gemäß Art. 139 Abs. 5 B-VG und §§ 60 Abs. 2
und 61 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953,
BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 22. Juni 1988, V 139, 140/87-12, dem Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft zugestellt
am 11. August 1988, festgestellt, daß die Z 4 der
Verordnung des geschäftsführenden Ausschusses
des Milchwirtschaftsfonds vom 22. März 1983
betreffend den Übergang der Einzelrichtmenge auf
einen anderen Betrieb im Falle der Verpachtung
oder der Eigentumsübertragung von Futterflächen,
kundgemacht im amtlichen Teil der „Öster-
reichischen Milchwirtschaft" vom 7. April 1983,
Beilage 4 (zu Heft 7), S 41 f., mit Ausnahme der
Worte „und Eigentumsübertragungen" im ersten
und zweiten Absatz der Z 4, gesetzwidrig war.

Riegler


